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WBS: Ein Schulfach über Wirtschaft
oder für die Wirtschaft?

Anmerkungen zu einer
seltsamen Gegendarstellung
in Gymnasium Baden-Württem-
berg 11-12/2018

D
ie Mitglieder der Bildungsplan-
kommission für das Schulfach
Wirtschaft, Berufs- und Studien-

orientierung (WBS) haben mit einer
Gegendarstellung auf einen Artikel
von Cord Santelmann reagiert, der die
Einführung des Faches WBS in der
Ausgabe 9-10/2018 deutlich kritisiert
hatte. Die sechs Mitglieder der Bil-
dungsplankommission sprechen von
»einem wenig kenntnisreichen Arti-
kel«, betrachten den Text als ’Denun-
ziation’ und fühlen sich ’diskreditiert’.

Einige Anmerkungen zur
Gegendarstellung:

1. Auf zentrale Kritikpunkte des Arti-
kels von Herrn Santelmann, zum
Beispiel die intransparente Ver-
flechtung von Politik und Wirt-
schaftslobby, den Mangel an ergeb-
nisoffenen Diskussionen zur Ein-
führung des Faches WBS und die
nicht zielführende Trennung von
Politik und Wirtschaft in der Leh-
rerausbildung, geht die Gegendar-
stellung nicht konkret ein.

2. Allgemein formulierte Absichts-
erklärungen im Bildungsplan des
Schulfaches WBS sind weder Sach-
argumente für die Einführung des
Schulfaches WBS noch für die Ein-
führung eines monodisziplinären
Lehramtsstudienganges Wirt-
schaftswissenschaften. Zum Zeit-
punkt der Bildungsplanreform la-
gen dem Kultusministerium keine
belastbaren Daten zu den ökonomi-
schen Kenntnissen der gymnasialen
Schüler/innen vor. Diese wurden
erst im Nachhinein erhoben (ab
2016, finanziert von der Würth-Stif-
tung). Der bidisziplinäre Lehramts-
studiengang Politik/Wirtschaft wur-

de 2015 ohne vorherige Evaluation
beendet und durch monodisziplinä-
re Studiengänge Politik und Wirt-
schaft ersetzt.

3. Ökonomische Handlungen bilden
den Entstehungsraum für soziale
und ökologische Probleme und ver-
ursachen diverse politische und ge-
sellschaftliche Konflikte. Wirtschaft
ohne Berücksichtigung hinreichend
vieler anderer Perspektiven wird
den komplexen Wechselbeziehun-
gen nicht gerecht. Die Gefahren ei-
nes selektiven Framings sind real,
unter anderem erkennbar an den
Teilkompetenzen in den Themen-
feldern ’Unternehmer’ und ’Wirt-
schaftsbürger’ im Bildungsplan
WBS. Zum Beispiel bleibt die
Macht von Unternehmern und Un-
ternehmensverbänden unerwähnt,
ebenso das Thema Lobbyismus.

4. Von einer ’kritisch, engagiert und
konstruktiv’ arbeitenden Bildungs-
plankommission wäre zu erwarten
gewesen, dass sie im Rahmen der
Anhörung eine Kommunikation auf
Augenhöhe zulässt. Diese Bedin-
gung für jede erfolgreiche Bürger-
beteiligung wurde nicht erfüllt.
Zielführend wäre gewesen, dass die
Bildungsplankommission direkt mit
den Kritiker/innen kommuniziert
oder aber zumindest in schriftlicher
Form auf die zentralen Kritikpunk-
te antwortet. Zum Beispiel auf kon-
krete Kritikpunkte oder Verbesse-
rungsvorschläge in den umfangrei-
chen Stellungnahmen von Frau
Prof. Dr. Weber und Herrn Prof.
Dr. Hedtke, unter anderem zur

Entpolitisierung der Verbraucher-
bildung. Das von der Bildungsplan-
kommission ausgewählte und in der
Gegendarstellung gelobte Drei-
Dimensionen-Modell wird von
Prof. Dr. Hedtke deutlich kritisiert:
»… in erheblichen Teilen fragwürdig
und für die Strukturierung der öko-
nomischen Bildung im Fach nicht
tragfähig. Es entspricht in wichtigen
Punkten nicht dem Stand der Wirt-
schaftswissenschaften, von den an-
deren Sozialwissenschaften ganz zu
schweigen.«.

5. Die Dieter von Holtzbrinck Stif-
tung hatte von Anfang an einen pri-
vilegierten und intransparenten Zu-
gang zu den Entscheidungsträgern.
Nicht nur weil zwei frühere Landes-
minister im ’Förderkreis’ der Stif-
tungssinitiative ’Wirtschaft Verste-
hen Lernen’ aktiv waren. In einem
Beitrag mit dem Titel ’Wie bringt
sich die Stiftung in die Gestaltung
der Bildungspläne ein?’ wird die
Rolle der Stiftung während der Bil-
dungsplanreform deutlich. Verfas-
serin ist Frau Prof. Suzan Bacher,
bis 2014 Direktorin des Landesinsti-
tuts für Schulentwicklung und von
2012 bis 2014 auch Mitglied im Bei-
rat der Stiftungsinitiative.
»Aus dem Beirat der Stiftung bil-

dete sich ein Arbeitskreis Bildungs-
planarbeit, der sich zu bisherigen
Curricula äußerte, vor allem aber in
einen regen Austausch mit den Mit-
gliedern der Bildungsplankommissi-
on einstieg. Und rege war der Aus-
tausch in der Tat. […] Ein konkretes
Beispiel dafür, Bildungsplanarbeit
im Dialog zu gestalten. Fortsetzung
folgt« (Broschüre der Holtzbrinck-
Stiftung, S. 14).

6. Entsprechend der Gegendarstel-
lung wurde nach der Anhörung je-
de einzelne von über 100 Eingaben
zum Bildungsplan WBS besprochen
und »viele wurden eingepflegt«. Ei-
nige Zahlen hierzu: Von den an-
fänglich 42 Teilkompetenzen in der
Anhörungsfassung blieben 35, d.h.
83,3 Prozent unverändert. Sieben
wurden verändert, darunter aller-
dings auch mehrere nur marginal.
Keine Teilkompetenz wurde gestri-
chen, eine einzige kam neu hinzu.

von Dr. Martin Lindeboom
Mitglied im Vorstand des Landes-

verbands Baden-Württemberg der

Deutschen Vereinigung für Politische

Bildung und stellvertretender

Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft

gymnasialer Elternbeiräte im

Regierungsbezirk Tübingen
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Diese lautet: »Die Schülerinnen und
Schüler können Zusammenhänge
betrieblicher Abläufe in einem Un-
ternehmen (Beschaffung, Produkti-
on, Absatz) erklären«. Genau diese
neue Teilkompetenz wird in der
Stellungnahme der Holtzbrinck-Stif-
tung zur Anhörungsfassung als
Empfehlung für einen neuen Stan-
dard vorgeschlagen (’betriebliche
Funktionen und betriebliche Abläu-
fe’: ’Beschaffung, Leistungserstel-
lung, Absatz/Marketing’). Um Miss-
verständnisse zu vermeiden: Die
Stiftung hat den Bildungsplan be-
einflusst, nicht geschrieben.
Interessant auch, welche Teil-

kompetenzen noch in der gymnasia-
len Entwurfsfassung 2014 standen,
aber schon in der Anhörungsfas-
sung 2015 fehlen: »…die Bedeutung
von Sozialpolitik als grundlegendes
Merkmal der Sozialen Marktwirt-
schaft für den Bürger an einem Bei-
spiel beschreiben« oder »…am Bei-
spiel Vermögen beurteilen, inwieweit
Steuern Wohlstand umverteilen sol-
len«.

Fazit: Die Trennung der Fächer Politik
und Wirtschaft bzw. Geographie und
Wirtschaft führt bei knappen Unter-
richtszeiten zu einer Dominanz be-
stimmter Perspektiven im jeweiligen
Fach. Kollisionen mit dem Kontrover-
sitätsgebot sind nahezu unvermeidbar
und darunter leidet die politische Bil-
dung. Die zentralen Aussagen von
Herrn Santelmann beruhen auf Tatsa-
chen. Im Schulfach WBS lernen die
Schülerinnen und Schüler natürlich et-
was über die Wirtschaft. Dem ökono-
mischen Denkansatz wird aber ein zu
großer Raum zugestanden, um von ei-
nem multiperspektivischen Fach zu
sprechen. Insofern kann WBS durch-
aus als Fach für die Wirtschaft und die
wirtschaftsnahen Stiftungen bezeich-
net werden, deren intransparente Lob-
byarbeit zur Einführung dieses höchst
fragwürdigen Schulfaches führte.

Weitere Informationen, unter anderem zu allen Quellen,

finden Sie im Internet unter: https://www.dvpb-
bw.de/index.php/positionen/wbs

Der 2018 gegründete Landesverband Baden-Würt-

temberg der Deutschen Vereinigung für politische Bil-

dung e.V. (DVPB) kooperiert mit dem Südwestdeutschen

Lehrerinnen- und Lehrerverband für historische, politi-

sche und ökonomische Bildung e.V. (SWL).

Leserbrief zum Diskussionsbeitrag von Edelgard Jauch

’Zum Ansinnen der Ministerin, den
Vertretungsunterricht zu analysieren’

in: Gymnasium Baden-Württemberg 11-12/2018

E
delgard Jauch befürchtet, dass
auf Schulen Mehrarbeit zu-
kommt, weil sie ein Vertretungs-

konzept erstellen müssen. Diese Be-
fürchtung teile ich durchaus, möchte
aber einen konstruktiven Vorschlag
machen, wie ein solches Konzept
aussehen könnte.
Dass Maßnahmen gegen den Un-

terrichtsausfall getroffen werden
müssen, steht außer Frage. Zu Recht
fordern Eltern eine umfassende Bil-
dung und eine zuverlässige Betreu-
ung für ihre Kinder. Dies ist auch in
unserem Sinne, denn genau das ist
unsere Aufgabe, die wir so für uns
gewählt haben und die wir entspre-
chend auch erfüllen möchten. 
Die Ursachen für Unterrichtsaus-

fall sind bereits analysiert worden.
An erster Stelle steht der Ausfall
durch Krankheit. Es gilt also, die
Lehrergesundheit zu stärken. Dies
lässt sich durch eine Senkung des
Deputats auf maximal 23 Stunden
erreichen. 
Dann muss überlegt werden, wel-

che Art von Vertretung wirklich ei-
nen Nutzen bringt, also »passgenau«
ist, um die Kultusministerin zu zitie-
ren. Meines Erachtens ist der einzig
wirklich sinnvolle Vertretungsunter-
richt derjenige, welcher von einer
Fachlehrkraft geleistet wird, die oh-
nehin in der Klasse unterrichtet. In-
sofern schlage ich vor, das Deputat
um eine weitere Stunde, also auf 22

Stunden zu senken, aber eine ver-
pflichtende Vertretungsstunde in
den Stundenplan einzubauen, die
nach Möglichkeit in einer der eige-
nen Klassen abgeleistet werden soll.
Dann finden halt in einer Woche
mal vier statt drei Englischstunden
statt oder fünf statt vier Mathestun-
den! Diese Zusatzstunde ist viel-
leicht auch nicht optimal vorberei-
tet, aber immer noch um Klassen
besser als das, was eine Vertretungs-
lehrkraft, die die Lerngruppe nicht
kennt, ad hoc aus dem Hut zaubern
kann. Durch die Verankerung als
Präsenzstunde im Stundenplan wird
die Vertretung für uns Lehrerinnen
und Lehrer berechenbar, und da die-
se Stunde Teil des Deputats ist, wird
sie endlich angemessen vergütet und
sollte somit auf höhere Akzeptanz
stoßen. 
Ich mache mir keine Sorgen darü-

ber, dass das Kultusministerium uns
auf diese Weise eine Stunde
’schenkt’, weil gar nicht so viel Ver-
tretungsunterricht anfiele. Ein bis
zwei unvergütete Vertretungsstun-
den pro Woche sind inzwischen eher
der Normalfall als die Ausnahme,
insofern könnte sich sogar diese eine
Stunde als unzureichend erweisen.
Aber es wäre ein Anfang für einen
effektiven Vertretungsunterricht,
der sogar vom Ministerium hono-
riert würde.

Anne Kiehn
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